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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  wie sich die Industrie in Baden-Württemberg seit 2017 entwickelt hat (Anzahl 
der Unternehmen aufgegliedert nach Branchen und Unternehmensgrößen mit 
Zahl der Beschäftigten sowie Anzahl der neu angesiedelten Industrieunterneh-
men mit Zahl der Beschäftigten);

2.  welche Stelle innerhalb der Landesregierung mit welcher Aufgabenbeschrei-
bung für die Frage der Neuansiedlung von Unternehmen verantwortlich ist;

3.  welche weiteren Stellen innerhalb der Landesregierung in welcher Weise darin 
eingebunden sind, Neuansiedlungen von Industrieunternehmen in Baden-Würt-
temberg zu unterstützen; 

4.  welche Schritte unternommen werden, um Neuansiedlungen von Industrie-
unternehmen in Baden-Württemberg ihrerseits konkret anzubahnen; 

5.  in welchen Branchen und Produktionsbereichen sie eine Neuansiedlung von In-
dustrieunternehmen in Baden-Württemberg für wichtig erachtet und ob hierzu 
die Chipproduktion zählt;

6.  welche konkreten Pläne es gibt und welche Schritte ihrerseits unternommen 
wurden und werden, um solche Branchen und Produktionsbereiche in Baden-
Württemberg anzusiedeln; 

7.		ob	im	Vorfeld	der	Entscheidungen	von	Tesla	für	das	kürzlich	eröffnete	Auto-
mobilwerk in Brandenburg und von Intel für die Errichtung einer Chipfabrik 
in Sachsen-Anhalt auch Standorte in Baden-Württemberg im Gespräch waren 
oder Flächen von Seiten des Landes aktiv angeboten wurden; 

Antrag
der Fraktion der SPD

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus

Industrieansiedlungen in Baden-Württemberg

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.



2

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2340

 8.  welche Gründe ggf. vorlagen, hierfür keine Flächen anzubieten, bzw. welche 
Gründe ggf. vorlagen, dass diese letzten Endes nicht ausgewählt wurden; 

	 9.		ob	das	Land	über	eine	Übersicht	möglicher	Industrieflächen	im	Land	für	Er-
weiterungen und Neuansiedlungen verfügt;

10. welche Flächen in dieser Übersicht ggf. enthalten sind; 

11.  wenn eine solche Übersicht nicht vorhanden ist, ob geplant ist, von Seiten des 
Landes mögliche Flächen zu erheben;

12.  welche Möglichkeiten bestehen, Planungs- und Genehmigungszeiten zu ver-
kürzen, indem für einzelne Flächen Vorplanungen erfolgen und Vorratsbe-
schlüsse gefasst werden; 

13.  welche anderen Möglichkeiten sie sieht, bei Interesse von Unternehmen an 
industriellen Neuansiedlungen in Baden-Württemberg sehr rasch Flächen zur 
Verfügung zu stellen und Planungs- und Genehmigungszeiten zu verkürzen;

14.  welche Bedeutung die Verfügbarkeit erneuerbarer Energien und leistungsfähi-
ger Energienetze für die Neuansiedlung von Unternehmen hat; 

15.  welche konkreten Schritte sie unternimmt, um eine leistungsfähige Energiein-
frastruktur	und	eine	flächendeckende	Versorgung	mit	erneuerbaren	Energien	
für	die	Industrie	zu	schaffen.	

5.4.2022

Stoch, Dr. Weirauch
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Zuletzt haben spektakuläre Neuansiedlungen von Industrieunternehmen wie Tesla 
in Brandenburg oder Investitionsentscheidungen von Intel für Milliardeninves-
titionen in die Chipproduktion in Sachsen-Anhalt für Aufmerksamkeit gesorgt. 
Neben solch spektakulären Neuansiedlungen, die viele tausend Arbeitsplätze in 
diesen Unternehmen und weitere tausende Arbeitsplätze im Umfeld dieser Unter-
nehmen	 schaffen,	geht	 es	 auch	 für	weitere	Unternehmen	aus	dem	 In-	und	Aus-
land	darum,	attraktive	Standorte	 zu	finden.	Diese	Standorte	 zeichnen	 sich	unter	
anderem durch rasch verfügbare und gut erreichbare Flächen, die Verfügbarkeit 
von Fachkräften, eine leistungsfähige Energieinfrastruktur und die Verfügbarkeit 
erneuerbarer	Energien	aus.	Ferner	sind	häufig	direkte	Ansprechpartnerinnen	und	
-partner, kurze Entscheidungswege sowie rasche Planbarkeit und Genehmigungs-
zeiten Voraussetzung, um im Wettbewerb verschiedener Regionen den Zuschlag 
zu erhalten. Es stellt sich daher die Frage, wie gut Baden-Württemberg hier auf-
gestellt ist, weil es für den Wirtschaftsstandort und die Beschäftigungssicherung 
im Land unabdinglich ist, Industrieneuansiedlungen zu fördern und zukunftsfähige 
Technologien auszubauen. 
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S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 20. Mai 2022 Nr. WM44-43-254/11/9 nimmt das Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus im Einvernehmen mit dem Staatsministe-
rium, dem Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft und dem Mi-
nisterium für Landesentwicklung und Wohnen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

1.  wie sich die Industrie in Baden-Württemberg seit 2017 entwickelt hat (Anzahl 
der Unternehmen aufgegliedert nach Branchen und Unternehmensgrößen mit 
Zahl der Beschäftigten sowie Anzahl der neu angesiedelten Industrieunterneh-
men mit Zahl der Beschäftigten);

Zu 1.:

Die erfragten Daten zur wirtschaftlichen Entwicklung seit 2017 können der bei-
gefügten Tabellenaufstellung des Statistischen Landesamtes entnommen werden 
(siehe Anlage 1). Für das Jahr 2021 sind noch keine Daten verfügbar. Daten zu 
neu angesiedelten Unternehmen werden vom Statistischen Landesamt nicht er-
fasst. 

Baden-Württemberg International – Gesellschaft für internationale wirtschaftliche 
und wissenschaftliche Zusammenarbeit mbH (Baden-Württemberg International) 
führt eine Statistik zu ausländischen Unternehmensansiedlungen in Baden-Würt-
temberg, die allerdings nur auf die Anzahl der Unternehmen und die Branchenzu-
ordnung abstellt. Zur Beschäftigtenzahl werden keine Daten erhoben. Die Daten 
können der beigefügten Tabellenaufstellung von Baden-Württemberg Internatio-
nal entnommen werden (siehe Anlage 2). Grundlage für die Daten sind Informa-
tionen aus dem Handelsregister, aus Pressemeldungen und eigenen Recherchen 
von Baden-Württemberg International.

2.  welche Stelle innerhalb der Landesregierung mit welcher Aufgabenbeschrei-
bung für die Frage der Neuansiedlung von Unternehmen verantwortlich ist;

4.  welche Schritte unternommen werden, um Neuansiedlungen von Industrieun-
ternehmen in Baden-Württemberg ihrerseits konkret anzubahnen;

Zu 2. und 4.:

Zu	den	Ziffern	2	und	4	wird	aufgrund	des	Sachzusammenhangs	gemeinsam	Stel-
lung genommen.

Bislang gehen die meisten Anfragen zu Standortsuchen und Ansiedlungsfragen 
von Unternehmen aus dem Ausland zunächst bei Germany Trade & Invest (GTAI) 
ein und werden von dort an die einzelnen Bundesländer weitergeleitet. 

In Baden-Württemberg erreichen diese Anfragen dann Baden-Württemberg Inter-
national. Denn die Ansiedlung von Unternehmen, die sich für den Wirtschafts- 
und Wissenschaftsstandort Baden-Württemberg interessieren, gehört, neben den 
Themen „Internationalisierung“ und „Innovationen und Projekte“, zu einem der 
drei Kernthemen der Agentur.

Die Anfragen von GTAI werden zunächst von Baden-Württemberg International 
weiterbearbeitet und es werden entsprechende Unterstützungsdienstleistungen an-
geboten, die von ersten Informationen zu Standortangeboten inkl. Standortbesich-
tigungen bis hin zur Kontaktherstellung zu Clustern, potenziellen Kooperations-
partnern sowie lokalen Stakeholdern reichen. 

_____________________________________

*)  Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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Je nach Einzelfall schaltet Baden-Württemberg International das für Ansiedlun-
gen federführende Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus ein, das 
dann, insbesondere bei standortpolitisch herausgehobenen Ansiedlungen in Zu-
sammenarbeit	 mit	 dem	 Staatsministerium,	 spezifische	 weitere	 Angebote	 unter	
Einbeziehung	ebenfalls	betroffener	Ressorts	ausarbeitet.

Die Landesregierung geht darüber hinaus auch aktiv auf Unternehmen zu, um 
diese für konkrete Ansiedlungsprojekte im Land zu gewinnen und dadurch die 
Schaffung	von	zukunftsfähigen	Arbeitsplätzen	sicherzustellen.	

Gemäß	 den	 am	 3.	Mai	 2022	 der	 Öffentlichkeit	 vorgestellten	 Eckpunkten	 einer	
neuen Ansiedlungsstrategie für Unternehmen soll die Rolle von Baden-Württem-
berg International als Standortförderungsagentur weiter ausgebaut werden. Künf-
tig soll die Kommunikation mit Unternehmen rund um Ansiedlungsfragen und 
Standortweiterentwicklungen über Baden-Württemberg International als One-
Stop-Agency erfolgen.

Zudem ist die Einrichtung einer Interministeriellen Arbeitsgruppe (IMA) durch 
das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus vorgesehen. Ziel ist es, 
mithilfe der IMA interessierten Unternehmen schnell ein attraktives Ansiedlungs-
paket zusammenstellen zu können. Außerdem werden alle relevanten Akteure auf 
kommunaler Ebene, auf Ebene der Kammern und Verbände sowie die Landes-
agenturen unter Federführung von Baden-Württemberg International zu einem 
starken Ansiedlungsnetzwerk BW ausgebaut.

Die Umsetzung der Maßnahmen steht unter dem Vorbehalt der Bereitstellung ent-
sprechender Ressourcen durch den Haushaltsgesetzgeber.

3.  welche weiteren Stellen innerhalb der Landesregierung in welcher Weise darin 
eingebunden sind, Neuansiedlungen von Industrieunternehmen in Baden-Würt-
temberg zu unterstützen;

Zu 3.:

Wichtige Stellen bei der Unterstützung der Neuansiedlung von Industrieunter-
nehmen in Baden-Württemberg sind sowohl die einzelnen Fachressorts mit ihren 
Expertinnen	und	Experten,	die	in	fachspezifische	Fragestellungen	im	Rahmen	von	
Neuansiedlungen einbezogen werden, das Staatsministerium, als auch die thema-
tisch und technologisch ausgerichteten Landesagenturen bzw. Landesgesellschaf-
ten (BIOPRO Baden-Württemberg GmbH, e-mobil BW GmbH, Landesagentur 
Leichtbau BW GmbH, MFG Medien- und Filmgesellschaft Baden-Württemberg 
mbH	und	Umwelttechnik	BW	GmbH).	Hinzu	kommen	die	betroffenen	Kommu-
nen selbst, deren Grundstücke oder Gewerbegebiete grundsätzlich für Ansied-
lungen in Betracht kommen. Künftig soll das Ansiedlungsnetzwerk noch stärker 
ausgebaut und weiter professionalisiert werden.

5.  in welchen Branchen und Produktionsbereichen sie eine Neuansiedlung von In-
dustrieunternehmen in Baden-Württemberg für wichtig erachtet und ob hierzu 
die Chipproduktion zählt;

6.  welche konkreten Pläne es gibt und welche Schritte ihrerseits unternommen 
wurden und werden, um solche Branchen und Produktionsbereiche in Baden-
Württemberg anzusiedeln;

Zu 5. und 6.:

Zu	den	Ziffern	5	und	6	wird	aufgrund	des	Sachzusammenhangs	gemeinsam	Stel-
lung genommen.

Die Landesregierung erachtet sowohl Neuansiedlungen als auch Standorterwei-
terungen von Unternehmen aus den Branchen für wichtig, die für den Standort 
Baden-Württemberg bislang prägend sind und weiter gestärkt werden sollen. Das 
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sind insbesondere die Automobilwirtschaft, der Maschinen- und Anlagenbau so-
wie die Elektrotechnik, die Gesundheitswirtschaft, die IKT-Wirtschaft und die 
Luft- und Raumfahrt.

Zusätzlich soll mit Blick auf Neuansiedlungen noch stärker der Fokus auf Unter-
nehmen aus dem In- und Ausland, einschließlich Start-ups, liegen, die dynamisch 
wachsen und für die zukünftige Wertschöpfung von besonderer Bedeutung sind. 
Dazu gehören vor allem solche aus den Bereichen Green Tech, Industrie 4.0 und 
Bauwirtschaft 4.0, Plattformökonomie und Künstliche Intelligenz, Quantentech-
nologien, Biointelligenz und Bioinformatik, Bioökonomie, Pharma und die Chip-
Fertigung.

Wie	in	der	Stellungnahme	zu	Ziffer	2	und	4	bereits	dargelegt,	haben	sich	die	Lan-
desregierung und Baden-Württemberg International bereits in den vergangenen 
Jahren proaktiv für die Gewinnung neuer Ansiedlungsvorhaben eingesetzt. Die 
Neuerungen in der Ansiedlungsstrategie sollen dazu dienen, dass die Zahl der 
Neuansiedlungen und Standortweiterentwicklungen entlang der vorab genannten 
etablierten und neuen Branchen in Baden-Württemberg gesteigert werden kann.

Die Ansiedlungsstrategie fügt sich dabei in die Innovationsstrategien der Landes-
regierung wie beispielsweise das Cyber Valley, den Innovationspark Künstliche 
Intelligenz sowie die Strategiedialoge zum Automobilstandort, der Gesundheits-
wirtschaft und – seit Neuestem auch – dem innovativen Bauen und bezahlbaren 
Wohnen ein. 

Vorbehaltlich der Bereitstellung entsprechender Ressourcen durch den Haushalts-
gesetzgeber wird zudem die Einrichtung eines proaktiven Investorenservice ange-
strebt. Dazu soll das bestehende Ansiedlungsteam bei Baden-Württemberg Inter-
national gestärkt und einzelne Services ausgebaut werden.

Auch sollen Datenbanken vorgehalten werden, um zeitaufwändige Einzelabfragen 
zu	vermeiden,	und	effiziente	Kontaktwege	zu	einer	Vielzahl	von	regionalen	und	
lokalen Stellen, Behörden und Ansprechpartnern aufgebaut werden. 

Neben Neuansiedlungen sollen auch Bestandsunternehmen – insbesondere die ca. 
400 in Baden-Württemberg ansässigen Weltmarktführer – in den Fokus der An-
siedlungsstrategie rücken. 

7.		ob	 im	Vorfeld	der	Entscheidungen	 von	Tesla	 für	 das	 kürzlich	 eröffnete	Auto-
mobilwerk in Brandenburg und von Intel für die Errichtung einer Chipfabrik 
in Sachsen-Anhalt auch Standorte in Baden-Württemberg im Gespräch waren 
oder Flächen von Seiten des Landes aktiv angeboten wurden; 

8.  welche Gründe ggf. vorlagen, hierfür keine Flächen anzubieten, bzw. welche 
Gründe ggf. vorlagen, dass diese letzten Endes nicht ausgewählt wurden; 

Zu 7. und 8.:

Zu	den	Ziffern	7	und	8	wird	aufgrund	des	Sachzusammenhangs	gemeinsam	Stel-
lung genommen.

Die Landesregierung hatte bereits im Sommer 2018 gegenüber Tesla ihr Interesse 
an einer Ansiedlung des Unternehmens in Baden-Württemberg bekundet und in 
einem ausführlichen Exposé an Tesla auf die Standortvorteile des Landes hin-
gewiesen. Anfang Juli 2019 kam Tesla mit einer konkreten Standortanfrage für 
eine Automobilproduktion (Montagewerk) in Baden-Württemberg auf die Lan-
desagentur Baden-Württemberg International zu. In einer gemeinsamen Initiative 
des damaligen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau mit dem 
Staatsministerium und Baden-Württemberg International wurde dem Unterneh-
men ein Standort im badischen Lahr angeboten; dabei handelte es sich um eine 
Fläche neben dem Lahrer Flughafengelände. Die Tesla Germany GmbH teilte am 
7. November 2019 dem Amtschef des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und 
Wohnungsbau telefonisch mit, dass der von Baden-Württemberg vorgeschlagene 
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Standort für eine Automobilproduktion aktuell nicht berücksichtigt werde. Ent-
scheidend sei hierfür gewesen, dass die vorgeschlagenen Flächen für die erwei-
terte Flächennachfrage von Tesla nicht ausreichend gewesen seien (siehe Druck-
sache 16/7285).

Mit Blick auf das Vorhaben des Unternehmens Intel lässt sich festhalten, dass 
Baden-Württemberg International von GTAI Ende März 2021 über das Interesse 
eines damals noch streng vertraulichen und nicht kommunizierten Interessenten 
informiert und ein Flächenbedarf von 4 bis 6 Quadratkilometern (400 bis 600 Hek-
tar) abgefragt wurde. Daraufhin erfolgte die Rückmeldung an GTAI, dass eine 
solche Fläche in Baden-Württemberg nicht zur Verfügung stünde.

	 9.		ob	das	Land	über	eine	Übersicht	möglicher	Industrieflächen	im	Land	für	Er-
weiterungen und Neuansiedlungen verfügt; 

10. welche Flächen in dieser Übersicht ggf. enthalten sind;

11.  wenn eine solche Übersicht nicht vorhanden ist, ob geplant ist, von Seiten des 
Landes mögliche Flächen zu erheben;

Zu 9., 10. und 11.:

Zu	den	Ziffern	9,	10	und	11	wird	aufgrund	des	Sachzusammenhangs	gemeinsam	
Stellung genommen.

Derzeit	 gibt	 es	 keine	 Übersicht	 von	 möglichen	 Industrieflächen	 für	 Unterneh-
mensneuansiedlungen und Erweiterungen. Baden-Württemberg International plant 
jedoch den Aufbau einer zentralen Flächendatenbank. 

Die Entwicklungsarbeiten für die Flächendatenbank laufen bereits. Die Fertig-
stellung ist für Ende Juli 2022 geplant, anschließend soll eine Beta-Version bis 
Ende September gemeinsam mit Regionen und Kommunen getestet werden. Der 
offizielle	Start	ist	zu	Beginn	des	vierten	Quartals	2022	geplant	(vgl.	auch	Druck-
sache 17/2085). 

12.  welche Möglichkeiten bestehen, Planungs- und Genehmigungszeiten zu ver-
kürzen, indem für einzelne Flächen Vorplanungen erfolgen und Vorratsbe-
schlüsse gefasst werden;

13.  welche anderen Möglichkeiten sie sieht, bei Interesse von Unternehmen an 
industriellen Neuansiedlungen in Baden-Württemberg sehr rasch Flächen zur 
Verfügung zu stellen und Planungs- und Genehmigungszeiten zu verkürzen;

Zu 12. und 13.:

Zu	 den	 Ziffern	 12	 und	 13	wird	 aufgrund	 des	 Sachzusammenhangs	 gemeinsam	
Stellung genommen.

Für industrielle Neuansiedlungen stehen in Baden-Württemberg schon heute zahl-
reiche Flächen, auch bis zu einer Größe von ca. 50 ha, kurz- und mittelfristig zur 
Verfügung. Dies zeigen die Flächenabfragen, die Baden-Württemberg Interna-
tional im Fall von konkreten Ansiedlungsvorhaben bei Kommunen durchführt. 
Diese Flächen wurden und werden interessierten Unternehmen auch angeboten.

Nach Mitteilung des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen gehört die 
Ausweisung von Gewerbe- und Industriegebieten im Rahmen der kommunalen 
Bauleitplanung zu den Aufgaben der Städte und Gemeinden. Diese haben nach  
§ 1 Absatz 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) die Bauleitpläne (Bebauungspläne und 
Flächennutzungspläne) aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Was städtebaulich erforderlich ist, be-
stimmt sich dabei nach der jeweiligen Planungskonzeption der Gemeinde, die im 
Rahmen ihres planerischen Ermessens und in eigener Verantwortung entscheidet, 
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welche städtebaulichen Ziele sie sich setzt. Die Gemeinde besitzt insoweit ein 
sehr	weites	Ermessen,	das	Ausfluss	der	grundgesetzlich	garantierten	kommunalen	
Planungshoheit ist. Hat sich eine Gemeinde zur Aufstellung entsprechender Bau-
leitpläne	entschlossen,	ergeben	sich	Verfahrenshemmnisse	häufig	aufgrund	fach-
rechtlicher Anforderungen, so etwa im Hinblick auf den Natur- und Artenschutz. 
Daraus ergibt sich, dass eine rechtzeitige Aufbereitung und Klärung von Fachfra-
gen wesentlich zur Verfahrensbeschleunigung bei der Bauleitplanung beitragen 
kann.

Sofern im Einzelfall eine Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich ist, 
kann diese Änderung gegebenenfalls im Rahmen eines Parallelverfahrens gemäß 
§ 8 Absatz 3 BauGB durchgeführt und dadurch eine Verfahrensbeschleunigung 
erreicht werden.

14.  welche Bedeutung die Verfügbarkeit erneuerbarer Energien und leistungsfähi-
ger Energienetze für die Neuansiedlung von Unternehmen hat;

Zu 14.:

Die Verfügbarkeit erneuerbarer Energien und leistungsfähiger Energienetze ist 
 einer von zahlreichen Standortfaktoren, die für die Neuansiedlung von Unterneh-
men relevant sind. Weitere Standortfaktoren sind beispielsweise Kundennähe, 
Lieferantennähe, Verkehrsanbindung, Nähe zu Zulieferern, Fachkräfte, For-
schungs- und Bildungseinrichtungen. Jedes Unternehmen muss bei seiner Stand-
ortwahl diejenigen Standortfaktoren herausarbeiten, die für sein Geschäftsziel 
vorrangig sind.

15.  welche konkreten Schritte sie unternimmt, um eine leistungsfähige Energiein-
frastruktur	und	eine	flächendeckende	Versorgung	mit	erneuerbaren	Energien	
für	die	Industrie	zu	schaffen.

Zu 15.:

Zur Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien hat die Landesre-
gierung eine Task Force eingerichtet. Die Task Force soll die aktuellen Planungs- 
und Genehmigungszeiten deutlich reduzieren und insbesondere Maßnahmen zur 
Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien im Land umsetzen. Die 
Task	Force	ist	zu	der	Auffassung	gelangt,	dass	das	Widerspruchsverfahren	im	Zu-
sammenhang mit immissionsschutzrechtlich zu genehmigenden Windenergiean-
lagen entfallen kann. Das am 11. Mai 2022 vom Landtag beschlossene Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung dient 
der Umsetzung dieses Vorschlags. Die Landesregierung hat außerdem Möglich-
keiten	geschaffen,	dass	mehr	Flächen	für	die	Installation	von	Windkraft-	und	Frei-
flächen-PV-Anlagen	zur	Verfügung	stehen.	

In Baden-Württemberg werden zwei Leitungsvorhaben mit der Hochspannungs-
Gleichstrom-Übertragung (HGÜ)-Technologie geplant. Die eine, Ultranet, führt 
von Osterrath (Nordrhein-Westfalen) nach Philippsburg. Die andere, SuedLink, 
geht	 von	 Brunsbüttel	 nach	 Großgartach.	 Diese	 beiden	 Stromleitungen	 schaffen	
mit einer Leistung von insgesamt 4 Gigawatt (GW) die notwendigen Transport-
kapazitäten für Strom aus dem Norden. Sie leisten damit einen wichtigen Bei-
trag zur Versorgungssicherheit in Baden-Württemberg. Zusätzlich setzt sich die 
Landesregierung	dafür	ein,	die	 für	eine	Wasserstoffwirtschaft	notwendige	Infra-
struktur	zu	schaffen	und	bei	neuen	Energieinfrastrukturen	wie	einem	nationalen	
oder	 europäischen	Wasserstoff-Backbone-Netz	 deutlich	 vor	 dem	 Jahr	 2040	 be-
rücksichtigt zu werden.

Dr.	Hoffmeister-Kraut
Ministerin für Wirtschaft,
Arbeit und Tourismus
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